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Gesundheit und Haushalt auf der Krankenstation
Rückblick auf die Sommersession der eidgenössischen Räte von Nationalrat Thomas Rechsteiner («Die Mitte»)

Wiederum haben die eidgenössischen Rä-
te in Rahmen der Sommersession im Bun-
deshaus intensiv Positionen vertreten und 
versucht, gute gesetzgeberische Lösungen 
für unser Land zu erarbeiten. Trotz deut-
lichem Volksverdikt zu den beiden Kran-
kenkassen-Initiativen am Abstimmungs-
sonntag vom 9. Juni bleibt das Gesund-
heitswesen ein Dauerthema. Die steigen-
den Krankenkassenprämien sind nur eine 
der Auswirkungen davon. National- und 
Ständerat, aber auch Bundesrat und Ver-
waltung sind also gefordert.

Medikamente landen oft im Müll
Gerade bei den Medikamenten gibt es 
grosses Sparpotenzial. Allein die Schwei-
zer Spitäler und Arztpraxen werfen je-
des Jahr rund 4800 Tonnen Medikamen-
te in den Abfall – also rund 13 Tonnen 
pro Tag. Das entspricht einem Wert von 
vier Milliarden Franken. Dazu kommen x 
Tonnen abgelaufene Medikamente, wel-
che die Schweizerinnen und Schweizer 
im Hausmüll entsorgen. Denn oftmals 
werden den Patientinnen und Patien-
ten schlicht zu grosse Packungen ver-
abreicht. Nun will der Nationalrat diese 
Verschwendung stoppen. Er nahm in der 
Sommersession eine Motion der ehema-
ligen Mitte-Nationalrätin Ruth Humbel 
an, die ich übernommen habe. Es ist nun 
denkbar, dass bei der Festsetzung der Me-
dikamentenpreise künftig berücksichtigt 
wird, ob durch die Packungsgrösse, die 
Dosierstärke oder die Darreichungsform 
die Gefahr einer Verschwendung besteht. 
Doch bevor Massnahmen ergriffen wer-
den, muss sich zuerst noch der Ständerat 
über die Motion beugen.

Dringende Fragen und Aufträge
Die Stärkung der Grundversorger ist mei-
nes Erachtens eine zentrale Massnahme, 
um die medizinischen Leistungen auf ho-
hem Niveau erbringen zu können und das 
Kostenwachstum einzudämmen. Es benö-
tigt dringend wieder mehr Grundversor-
ger wie Hausärzte und Allgemeinmedizi-
ner, damit das System funktioniert. Weiter 
störe ich mich daran, dass immer mehr 
Spitäler Verluste schreiben und auf staat-
liche Hilfe angewiesen sind. Deshalb ver-
lange ich vom Bundesrat Antworten, wie 
dies verbessert werden kann. Dies im Wis-
sen, dass die Kantone bei der Spitalfinan-
zierung auch eine wichtige Rolle haben 
und der Bund im Rahmen des Kranken-
versicherungsgesetzes faktisch nur Rah-
menbedingungen setzen kann. Drittens 
verlange ich Erklärungen zur Förderung 
der Generika und Senkung der Arznei-
mittelpreise, welche der Bundesrat En-
de 2023 mit Wirkung auf 1. Juli 2024 be-
schlossen hat. Neu gilt ein einheitlicher 
Vertriebsanteil für wirkstoffgleiche Arz-
neimittel. Konkret bedeutet dies, dass die 
Apotheke oder der Arzt unabhängig da-
von, ob sie das Originalpräparat oder das 
Generikum resp. Biosimilar abgeben, den 
gleichen Entschädigungsanteil erhalten.
Durch die Anpassung des Berechnungs-

modells dieses Entschädigungsanteils 
wird bei den teureren Arzneimitteln der 
Vertriebsanteil und damit auch der Ver-
kaufspreis gesenkt, bei günstigeren Arz-
neimitteln erhöht. Deshalb ist zu erwar-
ten, dass ab 1. Juli die günstigen Medi-
kamente teurer werden. Deshalb sind 
Antworten des Bundesrates dringend not-
wendig, damit nicht Ärzte oder Apotheker 
für die Verteuerung dieser Medikamente 
zur Verantwortung gezogen werden.

Keine leichtere Anerkennung
Im Rahmen einer Motion wurde verlangt, 
dass stressbedingte Krankheiten als Be-
rufsunfall gelten solle und in der Folge 
die Kosten dafür über die beruf liche Un-
fallversicherung und nicht via die priva-
te Krankenversicherung getragen werden 
sollen. Meines Erachtens soll das Bundes-
gesetz über die Unfallversicherung nicht 
so angepasst wird, dass stressbedingte 
Krankheiten einfacher als Berufskrank-
heiten anerkennt werden. Die heutigen 
Anforderungen für die Anerkennung von 
Berufskrankheiten haben sich nämlich 
bewährt. Auch dürfte es schwierig sein, zu 
unterscheiden, ob stressbedingte Krank-
heiten ausschliesslich oder mehrheitlich 
auf Bedingungen am Arbeitsplatz oder 
im privaten Umfeld zurückzuführen sind 
– insbesondere bei Personen, die Teil-
zeit arbeiten. Zudem dürfte eine leichte-
re Anerkennung von Berufskrankheiten 
zu mehr Fällen und letztlich zu höheren 
Prämien in der Berufsunfallversicherung 
führen. Dies gilt es zu verhindern.

Zweitverdiener steuerlich entlasten
Im März habe ich den Bundesrat mit ei-
nem Postulat aufgefordert, aufzuzeigen, 
wie Zweitverdiener steuerlich entlastet 
werden können, damit sie Anreize er-
halten, mehr zu arbeiten. Damit könnte 
dem Fachkräftemangel beziehungsweise 
der hohen Zuwanderung entgegengewirkt 
werden. Das heutige Steuersystem hat 
nämlich Fehlanreize, dass Ehepaaren oft-
mals unter dem Strich mehr bleibt, wenn 
sie weniger arbeiten und somit weniger 
Steuern zahlen müssen. Der Bundesrat 
teilt zwar meine Ansicht, dass das Poten-
zial der einheimischen Fachkräfte besser 
genutzt werden muss. Nichtsdestotrotz 
habe ich nun mein Postulat zurückgezo-
gen. «Die Mitte» hat nämlich vor Kurzem 
die Fairness-Initiative eingereicht. Diese 
zielt darauf ab, dass Ehepaare bei den di-
rekten Bundessteuern künftig nicht mehr 
gegenüber Unverheirateten diskriminiert 
werden. Bei erfolgreicher Annahme der 
Initiative dürfte die steuerliche Situation 
für Zweitverdiener entschärft werden. Der 
von mir geforderte Bericht würde hinfäl-
lig. Daher möchte ich mit meinem Postulat 
nicht unnötig Aufwände generieren.

Doppelname wird wieder eingeführt
Doppelnamen für Ehepaare oder Men-
schen in eingetragener Partnerschaft sol-
len künftig wieder möglich sein. Der Na-
tionalrat hat in der zweiten Sessionswo-

che dem Vorhaben zugestimmt, dass die 
2013 erfolgte Revision des Namensrechts 
wieder rückgängig gemacht wird. Seither 
bleibt es Paaren nämlich verwehrt, bei der 
Heirat einen Doppelnamen anzunehmen 
– mit oder ohne Bindestrich. Weiterhin 
nicht erlaubt werden aber Doppelnamen 
für Kinder. Sie sollen auch künftig nur 
einen Namen tragen. Die Debatte im Na-
tionalrat hat gezeigt: Doppelnamen sind 
ein grosses Bedürfnis der Bevölkerung. 
Einerseits haben Allianzname für Paare 
eine emotionale Bedeutung. Andererseits 
helfen sie der Identifikation – nicht nur in 
Zürich, wo es bestimmt mehrere Personen 
mit gleichlautendem Vor- und Nachnamen 
gibt, sondern auch bei uns in Appenzell 
Innerrhoden, wo sich die Verwechslungs-
gefahr aufgrund der Spitznamen, zumin-
dest bei der Bevölkerung welche diese 
noch aktiv anwendet, etwas weniger stark 
akzentuiert.

Der Bund muss jetzt endlich sparen
Der Bund schrieb 2023 zum dritten Mal 
in Folge rote Zahlen. Trotzdem genehmig-
te der Nationalrat in der Sommersession 
die Jahresrechnung mit einem Defizit von 
1,4 Milliarden Franken. Die Politik ist nun 
stark gefordert. Ein wesentlicher Beitrag 
zur Haushaltssanierung könnte die Teilre-
vision des Arbeitslosenversicherungsge-
setzes leisten. Konkret: Eine klare Mehr-
heit des Nationalrats will für die kommen-
den fünf Jahre den Bundesbeitrag an die 
Arbeitslosenversicherung (ALV) um 1,25 

Milliarden Franken kürzen. Das ist ver-
tretbar. Einerseits ändert sich dadurch 
weder für die Arbeitslosen noch für die 
einzahlenden Arbeitnehmenden respek-
tive Arbeitgebenden etwas. Andererseits 
schreibt die Arbeitslosenversicherung ak-
tuell Gewinne, denn die Arbeitslosenquo-
te ist derzeit fast historisch tief. Dank des 
strukturellen Fachkräftemangels – es ge-
hen aktuell mehr Personen in Pension als 
junge Arbeitskräfte nachrücken – dürf-
te die Arbeitslosigkeit auch die nächsten 
Jahre tief bleiben. Nun geht das Geschäft 
in den Ständerat.

Menschenrechtskonvention
Das jüngste Urteil des Europäischen Ge-
richtshof für Menschenrechte (EGMR) 
sorgt teilweise für Kopfschütteln. Zur Er-
innerung: Das Gericht in Strassburg hat-
te im April eine Beschwerde der Klimase-
niorinnen gutgeheissen, weil die Schweiz 
gegen den Klimawandel zu passiv vorgehe. 
Die Europäischen Richter mischen sich 
damit klar in die schweizerische Klima-
politik ein und desavouieren die Stimm-
bürger, die am 18. Juni 2023 das CO2-Ge-
setz abgelehnt haben. Meines Erachtens 
ist das sachlich nicht korrekt, denn ge-
mäss Schweizer Recht können Gerichte 
keine Volksentscheide umstossen.
Es ist nicht das erste Mal, dass ein welt-
fremdes EGMR-Urteil irritiert. Bis Anfang 
2021 hatte das Gericht die Schweiz 124-
mal verurteilt, meistens wegen Bagatell-
fällen, die nichts mit Menschenrechten 

im engeren Sinn zu tun haben. Meist ha-
ben diese Urteile keine direkten Auswir-
kungen, sie halten aber die Bürokratie 
auf Trab und beeinf lussen die nationale 
Rechtsprechung. Um der Einmischung 
der fremden Richter aus Strassburg in 
unsere bewährten direktdemokratischen 
Prozesse ein Ende zu setzen, verlange ich 
nun mit einer Motion, dass der Bundes-
rat die Mitgliedschaft der Schweiz an der 
Europäischen Menschenrechtskonventi-
on (EMRK) kündigt. Ich bin überzeugt: 
Die Schweiz kann die verfassungsmäs-
sig garantierten Menschenrechte auch 
ohne EMRK-Mitgliedschaft hinreichend 
schützen.

Sommertage werden erwartet
Auch wenn das nasskalte Wetter der ver-
gangenen Wochen noch nicht den An-
schein macht: Irgendwann werden wir ei-
nige Sommertage haben. Während dieser 
Zeit wird auch in Bundesbern der Ratsbe-
trieb ein wenig pausieren, was Zeit gibt, 
um die grossen Herausforderungen der 
Staatsfinanzen, der Gesundheit und der 
Sicherheit der Schweiz gut vorzubereiten 
und entsprechende Lösungen zu entwi-
ckeln; und vielleicht ergeben sich noch 
ein paar Ferientage. Ich wünsche auch 
Ihnen, geschätzte Leserinnen und Leser, 
einen guten und schönen Sommer. Sie le-
sen spätestens nach der Herbstsession im 
September wieder von mir.
	 Thomas Rechsteiner
	 Nationalrat Appenzell Innerrhoden

Nationalrat Thomas Rechsteiner sorgt sich um das Gesundheitswesen und den Bundeshaushalt.� (Bild: Keystone / Alessandro della Valle)

Singender Poet bei den «3 Eidgenossen»
Während es am letzten Freitag draussen 
in Strömen goss, begeisterte der Sänger 
und Pianist Roger Stein drinnen in der 
Braustube das Publikum mit seinen selbst 
geschriebenen Liedern.

(Mitg.) Schon mit seinem ersten Lied, dem 
Titelsong seines Programms «Alles vor 
dem Aber … ist egal», in dem er das ewige 
«Aber…» als Hinderungsgrund für Träu-
me und Wünsche beklagte, legte der in 
Kreuzlingen und Berlin lebende Künstler 
einen fulminanten Start hin. In der Folge 
zog er das Publikum mit seinen wortge-
waltigen, hintergründigen und poetischen 
Liedern, mit seiner virtuosen Klavierbe-
gleitung auf dem E-Piano-Flügel und mit 

seinen humorvollen, auf lockernden Zwi-
schenbemerkungen immer mehr in sei-
nen Bann. Bissig, ironisch und nichts be-
schönigend besang er etwa das Treffen 
mit einer ehemaligen Freundin bei der 
10-jährigen Klassenzusammenkunft, den 
ewigen Kampf zwischen Mann und Frau 
in einem bitterbösen alternativen Hoch-
zeitslied oder den Kontrollwahn als des 
Schweizers liebste Eigenschaft. 
Dazwischen blieb aber auch Platz für Be-
sinnliches. Sehr beklemmend war die nur 
mit Stimme und Loopgerät vorgetragene 
Geschichte über das einfache Leben sei-
ner Vorfahren, sehr berührend das wun-
derschöne Lied «Woran misst man Glück». 
Begeistert applaudiert beschloss der sym-
pathische Künstler sein Programm mit 
nicht weniger als vier witzigen Zugaben. Roger Stein begeisterte das Publikum bei seinem Auftritt bei den «3 Eidgenossen».� (Bild: zVg)

Rundgang: 
Short Guided Tour

(Mitg.) Die Ausstellung «Allianzen. 
Arp / Taeuber-Arp / Bill» im Kunst-
museum Appenzell beleuchtet die 
Freundschaft und das Zusammenar-
beiten von Hans Arp (1886 – 1996), 
Sophie Taeuber-Arp (1889 – 1943) 
und Max Bill (1908 – 1994). Gezeigt 
werden Skulpturen, Reliefs, Male-
reien und Arbeiten auf Papier. Am 
Donnerstag, 4.  Juli, von 19.15  bis 
19.45 Uhr führt die Direktorin Stefa-
nie Gschwend durch die Ausstellung 
und stellt Künstlerin, Künstler und 
ihre Werke vor. 
Die Führung wird in englischer Spra-
che stattfinden. Im Anschluss ist die 
Kunstbar im Kunstmuseum Appenzell 
geöffnet.


